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Freiheit ist ein Luxus, den sich nicht jedermann leisten kann.  
Karl Marx (1818-1883, deutscher Philosoph, Journalist, Sozialist und Schriftsteller) 

Hartmut Hausmann berichtete im Jahre 1996 über die außerordentlich teure EU-Oster-
weiterung (x303/217): >>... Was gesamtpolitisch und unter dem Sicherheitsaspekt gewollt 
und sinnvoll erscheint, wird die Union ... vor riesige Probleme stellen.  
Alle mittel- und osteuropäischen Staaten weisen ein Bruttosozialprodukt von weniger als 35 
Prozent gemessen am EU-Durchschnitt auf. Damit gehören sie zu den ärmsten Regionen der 
Gemeinschaft und fallen unter die Ziel-1-Regionen der Strukturförderung. ... 
Nach den im Europäischen Parlament angestellten Berechnungen (wird) allein für die Länder 
Polen, Tschechien, Slowakei und Ungarn ein jährlicher Bedarf von 20,5 Milliarden ECU (be-
nötigt), was einem Viertel des EU-Haushalts entspräche.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die EU-Osterwei-
terung (x268/204-205): >>Obwohl sich bei Meinungsumfragen unter den Bürgern der 15 
Mitgliedsländer der EU keine Mehrheit für die geplante Osterweiterung fand, wurde 2003 die 
Aufnahme von nicht weniger als zehn EU-Kandidaten beschlossen. Das relative Gewicht der 
deutschen Stimmen im Ministerrat ist damit abermals gesunken. Nur ein schwacher Trost ist 
dabei, daß jetzt Beschlüsse im Ministerrat anfechtbar sind, wenn die tragende Mehrheit nicht 
für Staaten steht, die mindestens 62 Prozent der EU-Bevölkerung umfassen. 
Was die Kosten der Erweiterung angeht, so ist zu bedenken, daß der Lebensstandard der Kan-
didatenländer bei nur 20 Prozent des EU-Durchschnitts liegt. Nach Berechnung der EU-
Kommission wird das Durchschnittseinkommen in der Gemeinschaft durch die Aufnahme 
von 10 Bewerberstaaten um 13 Prozent sinken.  
Aufgrund eines Gutachtens des Münchener Europainstituts, das die Zeitschrift "Capital" in 
Auftrag gegeben hatte, befürchtet der CSU-Europaabgeordnete Ingo Friedrich, einer der Vi-
zepräsidenten der Straßburger Deputiertenkammer, daß für die auf 14 Jahre geschätzte Auf-
nahmephase Gesamtkosten von mindestens 822 Milliarden Mark anfallen würden, wobei 
Deutschland aufgrund des bisherigen Verteilerschlüssels mehr als die Hälfte aufbringen müß-
te. Es würden Deutschland - so Friedrich - dramatische Probleme erwachsen.  
Auch Bundesfinanzminister Eichel rechnet mit einer Verdoppelung des deutschen Nettobei-
trags bis 2007. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 21. Juli 1997: >>Deutschland will 
weniger an EU zahlen  
In immer schärferer Tonart klagen führende deutsche Politiker über die hohen Zahlungen an 
die Europäische Union. Die Bundesregierung will eine gerechtere Lastenverteilung in der EU 
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durchsetzen.  
Es könne nicht angehen, daß Deutschland "über die Hälfte der gesamten Nettozahlungen der 
EU trage, aber nur 25 Prozent am Bruttosozialprodukt der Gemeinschaft beteiligt sei, sagte 
Außenminister Klaus Kinkel (FDP) jetzt der "Welt am Sonntag". ...  
Kinkel setzte sich für eine andere Berechnungsgrundlage der Beiträge ein. Allerdings werde 
Deutschland "immer mehr zahlen als andere", weil es auch Hauptnutznießer des Binnenmark-
tes sei. ... 
Die EU-Kommission hatte bei der Vorlage ihrer "Agenda 2.000" eine Neuregelung der Bei-
träge abgelehnt. Der Nettobeitrag ergibt sich aus den eingezahlten Beiträgen abzüglich des 
Geldes, das aus EU-Kassen nach Deutschland zurückfließt.  
Nach einem Papier der Finanzminister hat Deutschland von 1991 bis 1994 mit 85,7 Milliar-
den Mark zwei Drittel aller Nettozahlungen getragen. ...<< 
Der Europäische Rat bestätigte am 15./16. Dezember 1995 in Madrid die Einführung der ein-
heitlichen Währung "Euro" zum 1. Januar 1999.  
Am 31.12.1998 wurde festgelegt, welchen Wert ein Euro in der jeweiligen Landeswährung 
hatte (ein Euro = 1,95583 DM). Der Euro konnte bis 2002 nur im bargeldlosen Zahlungsver-
kehr benutzt werden. Die auf nationale Währung lautenden Scheine und Münzen blieben bis 
2002 im Umlauf. 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 13. Mai 2000: >>Fischer denkt an 
Europäische Föderation ... 
Bundesaußenminister Joschka Fischer (Grüne) hat sich für den schrittweisen Ausbau der Eu-
ropäischen Union zu einer Föderation ausgesprochen. Besonders engagierte Staaten könnten 
zunächst ein Kerneuropa bilden, sagte Fischer am Freitag in Berlin. 
Frankreichs Regierung hat diesen Vorschlag begrüßt. "Die Ideen des deutschen Außenmini-
sters sind sinnvoll, Frankreich ist bereit, sie aktiv mitzutragen", erklärte das Außenministeri-
um in Paris. ... 
Fischer bekannte sich zur EU-Osterweiterung, die in den nächsten 10 Jahren großenteils zu 
Wege gebracht werden müsse. Mit einer Erweiterung von 15 auf 30 Mitglieder müßten die 
Strukturen aber verändert werden, damit die Gemeinschaft handlungsfähig bleibe. ...<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 27. Mai 2000 (x887/...): >>"Gebt 
uns die Mark wieder!" 
Der Euro ist Globalisierer-Spielball und Instrument zur Umverteilung 
"Gebt uns unsere D-Mark wieder!" - Dieser Ruf ertönt nicht in der Bundesrepublik, wo man 
sich offenbar längst schon an den Morgenthau-Plan gewöhnt hat. Jawohl, an den Morgenthau-
Plan, denn gemeint ist natürlich nicht jenes vergleichsweise primitive Abmontieren der Indu-
strie und Rückverwandeln in ein Agrarland, wie das einst ausgeheckt war.  
Sondern es geht um das weitaus raffiniertere Konzept der ewigen Schuldknechtschaft in ihren 
vielfältigen und gut getarnten Ausprägungen! Eine davon ist etwa das "Kyoto-Protokoll", bei 
dem der deutschen (und österreichischen) Wirtschaft unverhältnismäßig hohe CO2-
Reduktionen - sprich: Wettbewerbsnachteile - aufgebrummt wurden. Eine andere ist eben der 
Opfertod der D-Mark. 
"Gebt uns unsere D-Mark wieder!" - Dieser Ruf ertönt nicht einmal in Österreich, wo man 
jahrzehntelang einen festen Wechselkurs zwischen D-Mark und Schilling pflegte, indem man 
die Entscheidungen der Deutschen Bundesbank "autonom nachvollzog", - statt lieber gleich 
die D-Mark einzuführen und sich auf diese Weise unzählige Milliarden für den Betrieb der 
"Österreichischen Nationalbank" zu ersparen. ...<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 7. Oktober 2000 (x887/...): >>Si-
gnal an die Völker 
Mit der Einheitswährung wurde der europäische Einheitsstaat abgelehnt  
Daß die Dänen mit Mehrheit "nein" zur Einführung des Euro sagen würden, das war den poli-
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tisch Verantwortlichen klar, je näher das Referendum kam. Aber mit sechs Prozent Abstand 
hatte wohl kaum jemand gerechnet. 53,1 Prozent sagten "nein", 46,9 Prozent "ja", und das bei 
einer Beteiligung von fast 90 Prozent! Dabei hatten fast alle Parteien, Institutionen und andere 
maßgebende Gremien in Dänemark Propaganda für das "Ja" gemacht. Klar gegen den Euro 
waren von den Parteien nur die Dänische Volkspartei und die linken Volkssozialisten.  
Die Parteiführungen von Sozialdemokraten (die den Ministerpräsidenten stellen), von Links-
liberalen, von Nationalliberalen und von Konservativen trommelten für das "Ja", und sie wur-
den dabei von ihren auf den Parteitagen versammelten Funktionären bestätigt. Die Gewerk-
schaften hatten noch in den letzten Phasen des Abstimmungskampfes Sonderaktionen und 
Kundgebungen inszeniert, um die Bürger für ein "Ja" zu beeinflussen. Die Arbeitgeberver-
bände forderten das "Ja". Die Zeitungen allerdings wurden, je näher der Termin kam, desto 
zurückhaltender mit ihren Stellungnahmen. 
In Dänemark hat wirklich das Volk entschieden, und das gegen die politisch herrschende 
Klasse. "Wir sind das Volk!" hätte auch über der Abstimmungsentscheidung in Kopenhagen 
stehen können. 
Die Dänen sind wohl die ersten, die im EU-Gebiet begriffen hatten, daß es bei der Europäi-
schen Union und bei der Einführung der Einheitswährung um mehr geht als um wirtschaftli-
che Vereinfachungen.  
So war es denn auch die Schwäche der Ja-Parteien, daß sie ausschließlich wirtschaftliche Ar-
gumente ins Feld führten, während sich daran vorbei die politischen Gründe immer weiter 
nach vorn schoben. Auch die Ablehner gaben zu, daß eine Einheitswährung wirtschaftlich 
keine Nachteile brächte, doch war für sie wichtiger, daß die Einführung des Euro der letzte 
Schritt sein könnte zu einem europäischen Einheitsstaat, in dem die Persönlichkeiten der Völ-
ker und Nationen eingeebnet würden. Genau das aber wollen die Dänen nicht: Sie wollen 
zwar in Europa mit den anderen Ländern zusammenarbeiten, aber nicht in einem Einheitsbrei 
aufgehen. 
Die Vorsitzende der Dänischen Volkspartei (Dansk Folkeparti), Pia Kjaersgaard, zog am 
Wahlabend die Konsequenz aus dem Ergebnis: "Jetzt haben wir den politischen Integrations-
prozeß in Europa gestoppt." Und weiter: Es sei ein Erfolg der Dänen, die ihren Nationalstolz 
bewahren wollen und keinen Brüsseler Zentralismus wünschen. Und ein linker Sprecher der 
Anti-Euro-Gruppierung, Holger K. Nielsen, sagte, die politische Elite in Dänemark müsse 
sich endlich mit der Bevölkerung in Übereinstimmung bringen. 
Nicht nur in Dänemark versuchten die EU-Befürworter, die politischen Folgen der EU vor der 
Bevölkerung zu verbergen. Auch in Dänemark wird der Euro stets nur als wirtschaftliche 
Maßnahme propagiert. Aber auch in unserem Land nimmt die Zahl der Skeptiker und Kritiker 
der EU-Konstruktion zu, und nach dem "Nein" der Dänen wird diese Front weiter wachsen. 
Großbritannien und Schweden wollten in absehbarer Zeit ebenfalls das Volk darüber ent-
scheiden lassen, ob sie die Euro-Währung einführen wollen. Nunmehr sollen die Urnengänge 
vorerst verschoben werden, denn: Auch in diesen Ländern dürfte die Ablehnungsfront nach 
dem dänischen Ergebnis gestärkt worden sein. 
In Deutschland werden die Politiker froh sein, daß sie den Deutschen jede Möglichkeit ge-
nommen haben, über ein "Ja" oder ein "Nein" zur EU oder zum Euro zu entscheiden. Die po-
litische Klasse kann über die Deutschen nach Belieben verfügen, und das tut sie nicht nur in 
Fragen der EU. Dabei sind auch sie sich im klaren, daß, wenn man den Deutschen die Chance 
gäbe abzustimmen, das Ergebnis ähnlich wie in Dänemark ausfallen könnte.  
Eine Zeitung warnt denn auch die Deutschen vor höhnischen Bemerkungen über das "Nein" 
der Dänen: "Würden andere Länder ihren Wählern auch die Möglichkeit von Volksabstim-
mungen einräumen, dann hätte es z.B. südlich der deutsch-dänischen Grenze zum Thema Eu-
ro kaum ein anderes Ergebnis gegeben", so die deutsche Tageszeitung in Dänemark, "Der 
Nordschleswiger". Und Heide Simonis sagte wenige Tage vor der Abstimmung bei einem 
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Besuch von Nordschleswigs neuem dänischen Amtsbürgermeister (ähnlich dem deutschen 
Landrat, aber mit mehr Kompetenzen), Carl Holst, in der Kieler Staatskanzlei, sie würde "auf 
dieselbe Skepsis und den gleichen Widerstand stoßen, gäbe es eine solche Volksabstimmung 
in Deutschland". 
Das "Nein" der dänischen Mehrheit kann psychologisch weitreichende Folgen in Europa ha-
ben, Folgen, die über wirtschaftliche Konsequenzen, die nicht sehr bedeutend sein dürften, 
weit hinaus gehen.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 26. Oktober 2000: >>"In fünf Jah-
ren hat die EU zehn neue Mitglieder"  
Bundesaußenminister Joschka Fischer hat erstmals öffentlich ein Datum und eine Größenord-
nung für die geplante Osterweiterung der EU genannt. Spätestens in fünf Jahren werde die 
Europäische Union zehn neue Mitglieder haben. Dabei müsse Polen eines der ersten Länder 
sein, das in die erweiterte Europäische Union integriert wird, sagte Fischer am Mittwoch bei 
einer Halbzeitbilanz über die Außenpolitik der rot-grünen Regierung. Derzeit sind 15 Länder 
in der Europäische Union. ... 
Neben der europäischen Integration, die er als wesentliche Aufgabe für die deutsche Außen-
politik der kommenden Jahre bezeichnete, rückte Fischer die Menschenrechtsfrage in den 
Mittelpunkt seiner Zukunftspläne. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die fi-
nanziellen Hilfen der internationalen Gemeinschaft für den EU-Beitritt Polens (x309/158-
159): >>Von der internationalen Gemeinschaft erhielt Polen für Investitionen und Wirt-
schaftsaufbau Milliardenkredite, die aber überwiegend für Konsumzwecke zweckentfremdet 
wurden. Ohne die ursprünglich erwartete gesteigerte Produktion war das Land zur Verzinsung 
und Rückzahlung der Kredite nicht fähig.  
Nach diversen Schuldenerlassen, Umschuldungen und Moratorien wurden Polen auf Deut-
sches Drängen Schulden von insgesamt 19,7 Milliarden US-Dollar erlassen. Als großer Gläu-
biger trug die Bundesrepublik die schwerste Last. Trotz dieses Entgegenkommens betrugen 
die polnischen Schulden um die Jahrtausendwende schon wieder weit über 40 Milliarden US-
Dollar.  
Bei den EU-Beitrittsverhandlungen mit Polen klagten die Brüsseler Verhandlungsführer, Bun-
deskanzler Schröder erschwere ihre Arbeit, indem er den Polen eine Vorzugsbehandlung in 
Aussicht stellte und sie so zu immer massiveren Forderungen ermunterte. 
Durch die Osterweiterung stieg der deutsche EU-Nettobeitrag auf über acht Milliarden Euro 
pro Jahr mit Tendenz in Richtung zehn Milliarden. Warschau hingegen konnte einen Netto-
gewinn von 4,33 Milliarden Euro verbuchen, im Jahr 2010 dürfte er schon bei mindestens 6 
Milliarden Euro liegen. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 11. November 2000: >>Viel Betrug 
in Europa 
Betrug und Mißmanagement haben die EU im Jahr 1999 Hunderte Millionen Euro gekostet. 
Rund 6.000 Fälle von Unregelmäßigkeiten wurden der Sondereinheit für Betrugsbekämpfung 
gemeldet. 18 % aller Unregelmäßigkeiten hätten sich als Betrug entpuppt, sagte EU-Haus-
haltskommissarin Michaela Schreyer. Allein die Betrugsfälle könnten den 85 Milliarden Euro 
umfassenden EU-Haushalt 1999 um mehr als 223 Millionen Euro geschädigt haben. Mehr als 
500 Millionen Euro seien durch den Schmuggel verloren gegangen.<< 
Am 1. Januar 2002 wurde das Euro-Bargeld in den zwölf Mitgliedstaaten der EU-Wäh-
rungsunion eingeführt. 
Der Euro wurde am 28. Februar 2002 zum alleinigen gesetzlichen Zahlungsmittel in den Mit-
gliedstaaten der Währungsunion. Die Euro-Einführung war damit erfolgreich abgeschlossen. 
"SPIEGEL ONLINE" berichtete am 18. März 2002: >>Eiserne Lady übt herbe EU-Kritik 
Europakritik aus London ist nicht selten. Jetzt hat die ehemalige Premierministerin Margaret 
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Thatcher zum Rundumschlag ausgeholt. Ginge es nach ihr, würde Großbritannien die EU 
wahrscheinlich verlassen. 
Reformunfähig sei die Europäische Union und "vermutlich die größte Torheit der Moderne", 
so Margaret Thatcher in ihrem Buch "Statecraft", das die Londoner "Times" zur Zeit als Serie 
veröffentlicht. Die als "Eiserne Lady" in die Geschichte eingegangene Politikerin empfiehlt 
einer zukünftigen konservativen Regierung, sich aus wichtigen EU-Verträgen zurückzuzie-
hen. ...<< 
Das Nachrichtenmagazin "Focus" (Nr. 16/2002) berichtete am 15. April 2002 über ein Ge-
spräch mit dem britische Bestsellerautor Frederick Forsyth: >>"Ich bin ein Söldner"  … 
FOCUS: Mit welchen Gefühlen hat der profilierte Euro-Skeptiker Frederick Forsyth bei sei-
ner Ankunft in Deutschland britische Pfund in Euro gewechselt? 
Forsyth: Bis jetzt habe ich noch gar nicht gewechselt. Aber ich habe damit absolut keine Pro-
bleme. Ob man den Euro, Kartoffelchips oder Spielmarken als neue Währung einführt, ist mir 
ziemlich egal. Entscheidend ist nicht, was man neu einführt, sondern was man dafür aufgibt. 
Die Frage lautet also: Sollen wir in Großbritannien das britische Pfund abschaffen? Und die 
Antwort darauf ist für mich ein klares Nein, denn die sogenannten Vorteile des Euro sind 
kleiner als seine Nachteile. Die regierende Klasse in Deutschland will das aber nicht wahrha-
ben. 
FOCUS: Warum? 
Forsyth: Laut Umfrageergebnissen wollten 50 Prozent der deutschen Bevölkerung sich nicht 
von der deutschen Mark trennen, aber 100 Prozent der Abgeordneten stimmten dafür. Trotz 
aller Unterschiede etwa zwischen SPD und CDU gibt es auf diese Frage über alle Parteigren-
zen hinweg absolute Einmütigkeit. Ich halte das für einen unnatürlichen und vor allem für 
einen undemokratischen Zustand. 
FOCUS: Warum konnte sich dieser politische Euro-Skeptizismus in Deutschland nicht artiku-
lieren? 
Forsyth: Es gibt in Deutschland zwei Systeme, die für mich als Puristen im Widerspruch zur 
Demokratie stehen. Erstens das Verhältniswahlrecht. Und zweitens die sicheren Listenplätze 
der Parteien. Beides zusammen sorgt für stramme Parteisoldaten im Bundestag. Die Hinter-
bänkler von Tony Blair haben eigene Meinungen, und sie äußern diese auch. In Deutschland 
wagt das keiner. Das deutsche politische Establishment hat vielleicht schon 1957 beschlossen, 
daß die Zukunft Deutschlands in Europa liegt - und zwar nur in Europa.  
Es geht um eine Art von Propaganda, die man in Deutschland schon mit der Muttermilch auf-
saugt. Europapolitik ist in Deutschland fast wie eine Religion. Nicht die Mehrheit in der deut-
schen Bevölkerung, sehr wohl aber die überwältigende Mehrheit unter den Intellektuellen ist 
Anhänger dieses allein selig machenden Glaubens. In Deutschland gibt es drei Religionen: die 
politische Orthodoxie, das Christentum und Europa. 
FOCUS: In der Nachkriegszeit war es für Deutsche eben bequemer, sich die Identität über-
zeugter Europäer überzustreifen, als sich mit ihrer untrennbar mit den Nazi-Verbrechen ver-
quickten nationalen Vergangenheit auseinander zu setzen. 
Forsyth: Helmut Kohl hat die Nazi-Zeit persönlich erlebt, Gerhard Schröder ist 1944 geboren, 
aber ich glaube, ich könnte heute auch mit einem 30-jährigen deutschen Politiker sprechen, 
und er hätte dieselbe Meinung zu Europa wie sie. Es geht dabei gar nicht um Nachteile oder 
Vorteile. Für die deutschen Europa-Fanatiker ist kein Preis zu hoch. Auch wenn Deutschland 
seine Souveränität verliert, die Demokratie mit Füßen getreten wird oder man mehr bezahlt 
als alle anderen Mitglieder der Union - alles wird bedingungslos akzeptiert.  
Von der Geburt bis zur Universität hört kein Deutscher ein positives Wort über sein Heimat-
land. Er hört nur von den Sünden, von den schrecklichen zwölf Jahren des Hitlerismus. Die 
übrige Geschichte fällt unter den Tisch. Ich sehe keine Wiedergeburt des Faschismus, keine 
Wiedergeburt des Militarismus in Deutschland. Die Deutschen sind die vielleicht am wenig-
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sten militaristischen Menschen in Europa. Ich fürchte die deutsche politische Korrektheit 
mehr als einen neuen Hitler. 
FOCUS: Wie erklären Sie die "Europhorie" mit der Einführung der neuen Währung? 
Forsyth: Das kam für mich nicht unerwartet. Ich habe nie zu denen gezählt, die ein Scheitern 
der Euro-Einführung prophezeiten. So wie Otmar Issing, heute Chefökonom der EZB, habe 
ich lediglich erklärt, daß die Euro-Einführung verfrüht stattfand, weil die Voraussetzungen 
nicht erfüllt werden können, und daß die neue Währung deshalb schwach sein würde. Die 
Währung wurde dennoch eingeführt und hat innerhalb von zwölf Monaten 30 Prozent ihres 
Wertes verloren. …<< 
Estland, Lettland, Litauen, Polen, Tschechische Republik, Slowakei, Slowenien, Ungarn, der 
griechische Teil Zyperns und Malta traten am 1. Mai 2004 der Europäischen Union bei. 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die hohen Zuschüsse 
für die osteuropäischen Beitrittsstaaten und die Steuerpolitik dieser Länder (x281/327-328): 
>>... Europa ist aus Sicht der Investoren eine große Steueroase. 
Der Wettbewerb der Finanzpolitiker trägt mittlerweile alle Züge einer Selbstzerstörung. Sie 
überbieten sich bei den Ansiedlungshilfen, unterbieten einander bei den Steuersätzen und ver-
sprechen investitionswilligen Firmen sogar, ihnen die Finanzaufsicht in den ersten Jahren 
vom Hals zu halten. Ausgerechnet bei der Geldbeschaffung leistet sich Europa eine Kleinstaa-
terei, die verblüffend ist.  
Der Binnenmarkt kam, die Einheitswährung trat in Kraft, die Normierung von Produkttypen 
und Haftungsrechten ist weit fortgeschritten, nur die Steuergesetzgebung blieb in nationaler 
Hand. Die Steuerhoheit gilt als das zentrale Recht der Nation, weshalb sich die Finanzmini-
ster daran klammern. 
Sie wollen nicht begreifen, daß die Globalisierung ihnen einen bösen Streich gespielt hat. Die 
nationalen Regierungen haben ihre Steuerhoheit genau dadurch verloren, daß sie sich daran 
klammerten. Sie wollten frei entscheiden und können genau das nicht mehr tun. Die europäi-
schen Staaten sind heute frei nur noch nach unten; sie dürfen die Steuern senken, einfrieren 
oder abschaffen. Der umgekehrte Weg ist ihnen versperrt. Nur der Souveränitätsverzicht wür-
de sie in die Lage versetzen, neue Souveränität zu erzeugen. 
Das freilich ist leichter gesagt als getan. Osteuropa spielt in der Steuerpolitik eine unrühmli-
che Rolle. Alle Beitrittsstaaten aus dem Beritt des ehemaligen Sowjetimperiums erhalten hohe 
Zuschüsse aus Brüssel, die ihren nationalen Haushalten Luft zum Atmen verschaffen. Die 
Polen bekommen doppelt so viel, wie sie einzahlen. Lettland erhält das Vierfache seines Ein-
satzes zurück. Das jetzige Europa ist für sie eine Spielbank mit Gewinngarantie. 
Dieses Geld ermuntert die Regierungen, es gegen ihre Spender einzusetzen. Da die Staatsfi-
nanzierung in Polen, Ungarn und andernorts auch dank der Brüsseler Zuwendungen schöne 
Extraeinnahmen verzeichnet, ging man daran, die Unternehmenssteuern zu senken.  
So sollen Unternehmer angelockt und abgeworben werden, vor allem solche, die bisher in 
Westeuropa ihre Heimat hatten. Mittlerweile zählen die Unternehmenssteuern in Polen, Un-
garn und Lettland zu den niedrigsten der Welt. Die Firmen müssen nur zwischen 15 und 20 
Prozent des Gewinns an den Fiskus überweisen, derweil in Deutschland durchschnittlich 38,3 
Prozent des Gewinns dem Staat zustehen. ...<< 
Im Rahmen einer Regierungskonferenz einigten sich die EU-Mitgliedsländer am 18. Juni 
2004 in Brüssel auf den Vertragstext der Europäischen Verfassung, die von den Mitgliedslän-
dern gemeinsam erarbeitet wurde. Diese Europäische Verfassung sah in ihrer Präambel kei-
nen Gottesbezug vor, sondern bezog sich nur auf das "kulturelle, religiöse und humanistische 
Erbe Europas".  
Der evangelische Theologe und Publizist Dr. Lothar Gassmann berichtete im Jahre 2005 in 
seinem Buch "Europa - das wiedererstehende Römische Reich?" (x880/...): >>Europa, Vati-
kan und die Neue Weltordnung … 
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Welche Ziele vertritt die Freimaurerei? 
Es ist ein seit langem erklärtes Ziel der freimaurerischen Doktrin, insbesondere der Illumina-
ten, eine "Weltbruderschaft" zu errichten, in der alle Unterschiede zwischen Menschen - vor 
allem politischer und religiöser Art - beseitigt sind und es keinen Absolutheitsanspruch ir-
gendeiner Religion auf "Wahrheit" mehr gibt. Laut Auskunft des "Internationalen Freimaurer-
lexikons" gehört es zu den Grundgesetzen der Freimaurer, sich "bloß zu der Religion zu ver-
pflichten, in welcher alle Menschen übereinstimmen und jedem seine besondere Meinung zu 
lassen." Der Satz von der "Religion … in der alle Menschen übereinstimmen … ist das Fun-
dament der Freimaurerei geworden." 
Mutig und treffend stellt hierzu der katholische Freimaurer-Experte Manfred Adler fest: 
…"Tatsächlich ist es der geheime und offene Traum der maurerischen Weltpolitik, eine uni-
versale Weltregierung in einem universalen Welt-Einheits-Staat zu errichten. Nicht zuletzt um 
dieses Endziels willen waren einflußreiche kosmopolitische Maurerbrüder maßgeblich an der 
Gründung der 'Organisation der Vereinten Nationen' beteiligt, die ihr 'Hauptquartier' in New 
York haben und 1945 an Stelle des Völkerbundes traten, der sich 1920 in Genf konstituiert 
hatte." … 
Welches sind die weltanschaulichen Grundlagen und Ziele der Europäischen Union? 
… In Artikel 2 der EU-Charta werden die Werte der Union beschrieben: … 
Es fällt auf, daß in dieser Präambel sowie in der Beschreibung der Werte und Ziele jeder Be-
zug auf Gott und die christlichen Wurzeln des Abendlandes fehlt. An der Stelle Gottes wird in 
der Präambel "die zentrale Stellung des Menschen" betont. Dementsprechend finden sich 
dann die "Werte" eines atheistischen Humanismus, vor allem der Gedanke des Pluralismus 
und der Toleranz. Pluralismus und Toleranz schließen aber gerade feste Werte aus, wie sie 
uns etwa in den Zehn Geboten der Bibel vermittelt werden.  
Pluralismus und Toleranz - das bedeutet praktisch: Duldung unterschiedlichster Meinungen 
und Wertvorstellungen, auch wenn sie in Widerspruch zu Gottes Willen und Geboten stehen. 
Diese gottlose Basis des neuen Europa zeigt sich besonders folgenreich in Artikel 21 der EU-
Charta über "Nichtdiskriminierung", wo es heißt: 
"Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethni-
schen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der 
Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer na-
tionalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der se-
xuellen Ausrichtung sind verboten." 
Unter "Diskriminierung" wird die Herabsetzung eines Menschen - etwa aus den genannten 
Gründen - verstanden. Die entscheidende Frage freilich ist: Wann beginnt der "Straftatbe-
stand" Diskriminierung? …<< 
Der evangelische Theologe und Publizist Dr. Lothar Gassmann berichtet im Jahre 2008 in 
seinem Buch "Diktatur Europa? Was darf man in Europa noch sagen?" über die Europäische 
Union (x861/...): >>Europa als kommende Diktatur 
Was darf man in Europa noch sagen? 
Die Vereinigten Staaten von Europa 
In absehbarer Zeit wird es nicht nur die Vereinigten Staaten von Amerika geben, sondern 
auch die Vereinigten Staaten von Europa. Zugleich zeichnet sich in Gestalt der Vereinten Na-
tionen (UNO) bereits eine Weltregierung ab - mit Weltparlament, Weltgerichtshof, Weltbank, 
Weltarmee und Weltpolizei. 
Heutzutage umfaßt die Europäische Union bereits 27 Staaten vom Nordmeer bis zum Mittel-
meer und vom Atlantik bis zum Bosporus. Nicht in allen Ländern wurde die Bevölkerung ge-
fragt, ob sie der Europäischen Union beitreten will. In mehreren Staaten regte sich starker 
Widerstand, so etwa in der Schweiz und in Norwegen, die momentan - aufgrund von Volks-
abstimmungen und gegen den Willen der Regierenden - noch nicht Mitglieder der Europäi-
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schen Union sind. Aber auch in mehreren bereits zur EU gehörenden Ländern ist es keines-
wegs sicher, ob diese nach dem künftigen Willen der Bevölkerungsmehrheit in der EU blei-
ben werden. 
Von den Regierenden und hinter ihnen stehenden Interessengruppen jedoch wird in der über-
wiegenden Zahl der Staaten der EU-Beitritt propagiert und forciert, so etwa auch in der isla-
misch dominierten Türkei, deren Beitritt weithin umstritten ist. Der Wille zur Vereinigung ist 
- zwar gegen den Willen zahlreicher einzelner Bürger, aber gemäß dem Willen der Mächtigen 
- da und wird sich daher wohl auch vollends durchsetzen. 
Dies entspricht auch der biblischen Prophetie, welche die Entstehung eines antichristlichen 
Einheitsreiches am Ende der Zeiten voraussagt. Die Frage ist nur: Wird dieses Einheitsreich 
eine regional begrenzte Größe (z.B. Europa) oder ein weltweiter Verband sein? Meine These, 
die ich in verschiedenen Publikationen ("Europa - das wiedererstehende Römische Reich?", 
2005; "Diktatur Europa?", 2008) ausführlich begründet habe, lautet: 
Das wiedererstehende Römische Reich besitzt sein maßgebliches religiöses Zentrum in Rom. 
Es umfaßt aber am Ende die gesamte Welt und Menschheit, denn die Herrschaft des Antichri-
sten und seines falschen Propheten wird eine weltweite Erscheinung sein. 
Es heißt im Wort Gottes: 
"Die ganze Erde wunderte sich über das Tier, und sie beteten den Drachen an, weil er dem 
Tier Macht gab, und beteten das Tier an ... Und ihm wurde Macht gegeben über alle Stämme 
und Völker und Sprachen und Nationen. Und alle, die auf Erden wohnen, beten es an, deren 
Namen nicht vom Anfang der Welt an geschrieben stehen in dem Lebensbuch des Lammes, 
das geschlachtet ist" (Offenbarung 13, 3 ff.) 
Die weltanschaulichen Grundlagen der Europäischen Union 
Im VERTRAG ÜBER EINE VERFASSUNG FÜR EUROPA PRÄAMBEL heißt es: 
"Schöpfend aus den kulturellen, religiösen und humanistischen Überlieferungen Europas, de-
ren Werte in seinem Erbe weiter lebendig sind und die zentrale Stellung des Menschen und 
die Unverletzlichkeit und Unveräußerlichkeit seiner Rechte sowie den Vorrang des Rechts in 
der Gesellschaft verankert haben ... (sind die Hohen Vertragsparteien nach Austausch ihrer in 
guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten wie folgt übereingekommen:)" 
In Artikel 2 der EU-Charta werden "Die Werte der Union" beschrieben: 
"Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte; diese 
Werte sind allen Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, 
Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und Nichtdiskriminierung auszeichnet." 
Es fällt auf, daß in dieser Präambel sowie in der Beschreibung der Werte und Ziele jeder Be-
zug auf Gott und die christlichen Wurzeln des Abendlandes fehlt. An der Stelle Gottes wird in 
der Präambel "die zentrale Stellung des Menschen" betont.  
Dementsprechend finden sich dann die "Werte" eines atheistischen Humanismus, vor allem 
der Gedanke des Pluralismus und der Toleranz. Pluralismus und (Sach-)Toleranz schließen 
aber gerade feste Werte aus, wie sie uns etwa in den Zehn Geboten der Bibel vermittelt wer-
den. Pluralismus und Toleranz - das bedeutet praktisch: Duldung unterschiedlichster Meinun-
gen und Wertvorstellungen, auch wenn sie in Widerspruch zu Gottes Willen und Geboten 
stehen. Diese gottlose Basis des neuen Europa zeigt sich besonders folgenreich in Artikel 21 
der EU-Charta über "Nichtdiskriminierung", wo es heißt: 
"Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethni-
schen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der 
Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer na-
tionalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der se-
xuellen Ausrichtung sind verboten." 
Unter "Diskriminierung" wird die Herabsetzung eines Menschen - etwa aus den genannten 
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Gründen - verstanden. Die entscheidende Frage freilich ist: Wann beginnt der "Straftatbe-
stand" Diskriminierung? Bei einer üblen Beschimpfung (die in der Tat abzulehnen und zu 
ahnden ist) - oder aber bereits bei einer von der Bibel her gebotenen sachlichen Kritik? Darf 
ein Christ etwa nicht mehr sagen: "Wer einer nichtchristlichen Religion anhängt, kann gemäß 
Johannes 14,6 nicht zu Gott dem Vater kommen." Oder: "Wer Homosexualität praktiziert, tut 
Sünde."? 
Hier tut sich ein Konflikt zwischen dem "Nichtdiskriminierungs-Gesetz" und der ebenfalls 
(bisher) gesetzlich verankerten Meinungs-, Glaubens- und Religionsfreiheit auf, der den Juri-
sten noch viel zu schaffen machen könnte. 
Die Ziele der Homosexuellen-Bewegung 
Janet L. Folger hat im Jahr 2005 in den USA ein bemerkenswertes Buch veröffentlicht mit 
dem Titel: "The Criminalization of Christianity". "Read this, before it becomes illegal!", ist 
der Untertitel. Zu Deutsch: "Die Kriminalisierung des Christentums". "Lesen Sie dieses Buch, 
bevor es illegal (ungesetzlich) wird!" Sie schreibt darin: "Das letztendliche Ziel der Homose-
xuellen-Bewegung ist die Kriminalisierung des Christentums." Auf Seite 82 und 83 veröffent-
licht sie die weltweit propagierte Homosexuellen-Agenda, die bereits am 25. April 1993 bei 
einem "Gay Pride March" - das heißt zu Deutsch etwa "Schwulen-Stolz-Marsch" - in Wa-
shington D.C. ganz offiziell verabschiedet wurde. Darin heißt es: 
"1. Alle Sodomiegesetze sollen aufgehoben und alle Formen von sexueller Ausdrucksweise, 
einschließlich Pädophilie (Kinderschändung; L. G.), legalisiert werden." 
"2. Die Verteidigungshaushaltsgelder sollen umgewandelt werden, um Aidspatienten medizi-
nische Versorgung zu ermöglichen."  
Das mag ja noch akzeptabel sein. Aber dann heißt es auch: "… um Geschlechtsumwand-
lungsoperationen vorzunehmen." Vor einiger Zeit hat sich z.B. in den USA eine methodisti-
sche "Pastorin" umwandeln lassen in einen "Pastor". 
3. Die gleichgeschlechtliche Ehe und Adoption … soll legalisiert werden. 
4. Homosexuelle Erziehungsprogramme sollen auf allen Ebenen der Erziehung, einschließlich 
Grundschulen, eingeführt oder angeboten werden. 
5. Verhütungs- und Abtreibungsdienste sollen verfügbar gemacht werden für alle Personen, 
unabhängig vom Alter (auch schon für minderjährige Mädchen; L. G.). 
6. Steuerzahlermittel sollen eingesetzt werden für künstliche Besamung von Lesben und Bi-
sexuellen.  
7. Religiös begründete Äußerungen bezüglich Homosexualität sollen verboten werden. 
8. Organisationen wie die Pfadfinder sollen dazu gebracht werden, homosexuelle Gruppen-
führer zu akzeptieren." 
Wir wollen natürlich dem einzelnen homosexuell empfindenden Menschen seelsorgerlich hel-
fen und beistehen, damit er zur biblischen Orientierung der Heterosexualität findet, die Gott 
uns schöpfungsgemäß geschenkt hat und wozu Er uns in Seinem Wort anweist. Ich sehe es 
allerdings als ein Zeichen der endzeitlichen Entwicklung an, daß der "Mensch der Sünde" sich 
immer mehr auf den Thron Gottes zu setzen versucht (2. Thessalonicher 2), auch in dieser 
Form. Und dazu gehört nicht nur dieses: Propagierung sexueller und anderer Unmoral, son-
dern gleichzeitig wird auch gesagt: Man muß die "Fundamentalisten" (dazu werden auch bi-
beltreue Christen gerechnet) mundtot machen bzw. "zähmen". 
Dieser Begriff ("die Fundamentalisten zähmen") stammt von Robert Muller, der über 30 Jahre 
Vizesekretär der Vereinten Nationen gewesen ist. Robert Muller, ein Elsässer, arbeitet seit 
Langem an dem Projekt einer "Eine-Welt-Regierung" ("One World Government") und "Eine-
Welt-Kirche" ("One World Church"). "Mein Traum", sagt er, "ist es, eine riesige Allianz zwi-
schen allen Hauptreligionen dieser Welt und den Vereinten Nationen aufzubauen".  
Muller ist ein typischer New-Age-Denker. Er arbeitet mit den Theosophen in der Blavatsky-
schen und Besantschen Tradition zusammen an diesem Ziel. Er sagt weiter: "Aber da ist nur 
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ein kleines Problem: das sind diese verdammten Christen ('damned Christians')." Und weiter: 
"Friede wird nur entstehen durch die 'Zähmung' des Fundamentalismus." Er versteht darunter 
das Christentum, das an der Heiligen Schrift als wortwörtlich inspiriert (jedenfalls im Urtext) 
festhält. 
Beispiele für eine beginnende Christenverfolgung in Europa 
Harry Hammond, ein 67 jähriger Engländer, hielt vor einigen Jahren in einem englischen Park 
ein Schild hoch, darauf war zu lesen: "Stoppt Unmoral! Stoppt Homosexualität! Stoppt Les-
bianismus!" Und was geschah?  
Homosexuelle sahen das, telefonierten miteinander, und es kam eine ganze Gruppe, die ihn 
zuerst lächerlich machte und dann tätlich angriff und zu Boden schlug. Dann riefen sie sogar 
die Polizei selber herbei. Wen nahm die Polizei daraufhin fest? Diesen 67-jährigen älteren 
Bruder! Diesen klagten sie an und sagten, sein Schild sei ein illegales Zeichen, er habe damit 
die Leute provoziert, und das dürfe man heute nicht. So sind heute schon die Gesetze umge-
ändert! 
In Schweden wurde im Herbst 2002 mit großer Mehrheit ein Gesetz verabschiedet, welches 
unter anderem für kritische Äußerungen über Homosexualität oder Homosexuelle eine Frei-
heitsstrafe bis zu vier Jahren vorsieht. Dies soll auch dann gelten, wenn sich derjenige, der 
sich kritisch zur Homosexualität äußert, auf Bibelstellen beruft, wie z.B. auf Römer 1, 26; 1. 
Korinther 6, 9 - 11 und andere. Die Bibel soll wohl noch zitiert werden dürfen, aber - und dies 
ist der springende Punkt - sie soll nicht mehr als auch für unsere Zeit verbindliches Wort und 
Gebot Gottes ausgelegt und verkündigt werden.  
Sie soll also zum historischen Archiv herabgesetzt (oder soll man sagen: diskriminiert) wer-
den. Hierin erkennen wir die Absicht des Teufels und des Antichristen, uns weg von Gott und 
Seinem Wort zu ziehen und die, welche an Gottes Wort festhalten, auszugrenzen und in Ver-
folgung zu stürzen. 
Es gab in Schweden im Hinblick auf das oben erwähnte Gesetz einen Präzedenzfall (Muster-
fall): Der Pastor einer freikirchlichen Gemeinde namens "Ake Green" bezeichnete in einer 
Predigt Homosexualität und andere abnorme Neigungen als Sünde und als "Krebsgeschwulst 
am Körper unserer Gesellschaft". Außerdem sagte er, jeder der zu Jesus Christus umkehrt und 
seine Kraft in Anspruch nimmt, könne davon geheilt werden. Für diese Äußerungen wurde 
Ake Green angezeigt.  
Der Rechtsstreit durchlief mehrere Instanzen. Der Pastor hat durch Gottes Gnade vor dem 
höchsten Gericht Schwedens in letzter Instanz gewonnen. Das Gericht entschied, daß seine 
Äußerung durch das Recht auf Religions- und Meinungsfreiheit gedeckt ist. Daraufhin wollen 
nun die liberalen (scheinliberalen) Parteien in Schweden das Antidiskriminierungsgesetz ver-
schärfen. Bisher aber ist die Entscheidung des Gerichtes ein wichtiger Präzedenzfall, auf den 
wir uns in Europa eventuell berufen können. 
Ein Fall aus neuester Zeit: Im Februar 2008 hat das Amtsgericht von Cardiff (Großbritannien) 
den anglikanischen Bischof von Hereford, Anthony Priddis, zu einer Geldstrafe von 47.345 
Pfund (umgerechnet 63.540 Euro) verurteilt. Sein "Vergehen": Der Bischof hatte einem Ho-
mosexuellen die Anstellung als Jugendmitarbeiter verweigert, weil er gemäß der christlichen 
Sexualmoral handeln wollte, die allein die Ehe von Mann und Frau als Ort geschlechtlicher 
Gemeinschaft vorsieht. Zusätzlich zu dieser immensen Geldstrafe verurteilte das Gericht den 
Bischof und seine Mitarbeiter zur Teilnahme an einem "Gleichberechtigungs-Training" mit 
dem Ziel der Umerziehung! 
Ähnliche Fälle nehmen inzwischen weltweit zu (z.B. auch in Südafrika, USA und Kanada; 
vgl. die Beispiele in meinem Buch "Diktatur Europa"). Besondere Schlagzeilen gab es in 
Deutschland im Frühjahr 2008 im Blick auf den Jungendkongreß Christival. Ein "Homo-
Heilungs-Seminar", das dort ursprünglich angeboten war, wurde aufgrund finanzieller Ab-
hängigkeit von der Bundesregierung und starken öffentlichen Drucks der Grünen und Homo-
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sexuellen-Verbände aus dem Programm genommen. 
Die Europäische Verfassung und Gesetzgebung 
Die deutsche Tageszeitung "Die Welt" veröffentlichte schon mehrfach gemeinsame Artikel 
des früheren Bundespräsidenten Roman Herzog zusammen mit Lüder Gerken. Roman Herzog 
war von 1994 bis 1999 Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland und vorher, von 
1987 bis 1994, Präsident des deutschen Bundesverfassungsgerichts. Er hat sogar bei der EU-
Charta mitgewirkt, und zwar als Leiter derjenigen Kommission, die die EU-Charta entworfen 
hat! Und was sagt er heute?  
Roman Herzog schreibt in der WELT AM SONNTAG vom 14.1.2007: "Die Europäische 
Union gefährdet die parlamentarische Demokratie in Deutschland." Und weiter: "Die Men-
schen in Deutschland sind weiter, als mancher Politiker meint.  
Die meisten Menschen stehen der europäischen Integration im Grundsatz positiv gegenüber. 
Gleichzeitig aber beschleicht sie das immer mächtiger werdende Gefühl, daß da etwas nicht 
stimmt; daß eine intransparente, komplexe und verflochtene Mammut-Institution entstanden 
ist, die, losgelöst von Sachproblemen und nationalen Traditionen, immer weitere Regelungs-
bereiche und Kompetenzen an sich zieht." Er spricht in seinem Artikel immer wieder von der 
Zentralisierung aller Kompetenzen. Es wird alles immer mehr in einem Machtzentrum zu-
sammengezogen, wie wir diesen Zentralismus in der Vergangenheit auch schon in verschie-
denen Staaten erleben mußten. 
Europarat verurteilt biblische Schöpfungslehre 
Nun kommt ein weiterer klarer Beweis dafür, daß sich die Europäische Union insgesamt im-
mer mehr in Richtung "Gesinnungsdiktatur" entwickelt. Die parlamentarische Versammlung 
des Europarats hat am 4. Oktober 2007 eine Resolution veröffentlicht unter der Überschrift: 
"Die Gefahren des Kreationismus in der Erziehung." Kreationismus (von lat. creatio = Er-
schaffung) ist die biblische Schöpfungslehre - also die Lehre, daß Gott die Welt in 6 Tagen so 
geschaffen hat, wie es Sein Wort sagt, und am 7. Tag ruhte. Wie wird in dieser Resolution 
formuliert?  
Man höre genau hin, wie sich politische Gremien in weltanschauliche, glaubensmäßige Ent-
scheidungen einmischen. Politiker bestimmen über das, was man in dem Zusammenhang 
auch in Schulen unterrichten darf. Es heißt wörtlich: "Wenn wir nicht aufpassen, könnte der 
Kreationismus eine Bedrohung für die Menschenrechte werden, die eine zentrale Angelegen-
heit des Europarates darstellen."  
Wir sind also - wie in altrömischer Zeit - Feinde des Menschengeschlechts, wenn wir die Bi-
bel noch ernst nehmen. 
Und dann heißt es - jetzt wird es immer gravierender -: "Die Evolutionslehre zu verleugnen, 
kann ernsthafte Konsequenzen haben für die Entwicklung unserer Gesellschaften … Der 
Krieg gegen die Evolutionstheorie und ihre Vertreter gründet sich meistens in Formen von 
religiösem Extremismus, der eng verbunden ist mit extremen rechtsradikalen politischen Be-
wegungen."  
Jetzt sind wir als bibeltreue Christen in der Nazi-Ecke - und das, obwohl z.B. ich selber alles 
andere als ein Nazi bin. Ich habe z.B. die israelische Nationalhymne für Musikverlage ins 
Deutsche übersetzt und verschiedenes andere für Israel getan. Aber ich sage das als Beispiel 
dafür, wie schnell man in diese Ecke gedrängt wird. 
Das wiedererstehende Römische Reich und die Römisch-Katholische Kirche 
Nicht nur politische Mächte fast jeder Couleur, sondern auch ökumenische Organisationen 
und die Römisch-Katholische Kirche spielen eine wichtige Rolle bei der Vereinigung Europas 
und der gesamten Menschheit.  
Dies hat sich etwa bei den bisher durchgeführten Stuttgarter Europatagen unter großer katho-
lischer und ökumenischer Beteiligung (auch von Charismatikern und Evangelikalen!) gezeigt. 
Und doch mündet die religiöse Schiene beim Einigungsprozeß gemeinsam mit der politischen 
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Schiene letztlich in Rom. Auffallenderweise wurde am 29. Oktober 2004 die Verfassung der 
Europäischen Union von Staats- und Regierungschefs aus 25 Ländern auf dem Kapitol in 
Rom unterzeichnet. Radio Vatikan kommentierte: 
"Den Text der Verfassung, der völlig ohne die Worte 'Gott' oder 'Christentum' auskommt, 
unterzeichnen alle - Ironie der Geschichte - unter einer großen, historischen Papststatue." 
War dies wirklich nur eine Ironie der Geschichte? Warum hat man denn gerade diesen sym-
bolträchtigen Ort gewählt? Hat der Vatikan vielleicht doch mehr mit der Vereinigung Europas 
zu tun, als viele denken? Am 30.10.2004 jedenfalls, einen Tag nach der Unterzeichnung, wur-
de der Papst mit folgenden Worten zitiert: 
"Der Heilige Stuhl und ich persönlich haben diesen Erweiterungsprozeß unterstützt, damit 
Europa mit seinen zwei Lungenflügeln atmen kann: dem Geist des Westens und dem Geist 
des Ostens." 
Immer wieder hat Johannes Paul II. (Karol Wojtyla) seinen Willen zur europäischen und 
weltweiten Vereinigung unüberhörbar bekundet, so z.B. bei dem interreligiösen Friedensge-
betstreffen in Assisi im Oktober 1986 oder bei seiner Ansprache an die südwestdeutschen Bi-
schöfe vom 21.12.1992. Dabei sagte er: 
"Ich begrüße Eure Initiative, sich der umfassenden Herausforderung des europäischen Eini-
gungsprozesses, gemeinsam mit den Katholiken in allen Ländern Europas, zu stellen. Dabei 
bin ich sicher, daß ihr wie bisher die Aufgaben in dem noch umfassenderen Einigungsprozeß 
auf dem Weg zur einen Welt nicht aus den Augen verlieren werdet." 
Ebenso äußerte sich Wojtylas Nachfolger im Papstamt, Benedikt XVI., bereits im Jahre 1995 
(noch als Joseph Kardinal Ratzinger): 
"Der Gedanke der Nation muß durch den europäischen Gedanken ergänzt und erweitert wer-
den, der wiederum in die weltweite Verantwortung aller Kulturen füreinander in der einen 
Welt einzufügen ist." 
Nach katholischer Vorstellung ist Maria die Herrin Europas. Hier sei erwähnt, daß Otto von 
Habsburg, ein überzeugter Katholik, jahrzehntelang sowohl der Paneuropa-Union als auch 
dem "Orden vom Goldenen Vlies" vorstand, der Maria geweiht ist. Papst Pius XII. hatte be-
reits am 24.12.1941 den Appell ausgegeben, "ein neues Europa und eine neue Welt aufzubau-
en". Immer wieder haben "Marienerscheinungen" - in Wirklichkeit "spiritistische Phantome" 
(E. M. Slade) - über ihre Medien dazu aufgerufen, Europa und die Welt zu vereinigen und 
diese "dem Herzen Marias zu weihen". 
Obwohl manche denken, Papst Benedikt XVI. sei "reformatorischer" als seine Vorgänger, 
darf man sich doch über seine tiefreichende katholische Prägung und unbiblische Marienver-
ehrung keine Illusionen machen. So versprach er z.B. den Teilnehmern des Weltjugendtages 
in Köln im August 2005 unter bestimmten Voraussetzungen einen Ablaß (!) ihrer zeitlichen 
Sündenstrafen im Fegefeuer. Und so hielt er wenige Tage vor diesem Kölner Großereignis in 
seiner Sommerresidenz Castel Gandolfo eine Ansprache anläßlich der "Himmelfahrt Marias", 
in der er ausführte: 
"Wie Christus mit seinem verherrlichten Leib von den Toten auferstanden und in den Himmel 
aufgefahren ist, so wurde die ihm voll zugesellte Jungfrau mit ihrer ganzen Person in die 
himmlische Herrlichkeit aufgenommen ...  
Ich bitte die in den Himmel aufgenommene Jungfrau Maria um ihren Beistand für die jungen 
Teilnehmer des Weltjugendtages ... In und mit Gott ist sie jedem von uns nahe, kennt unsere 
Herzen, kann unsere Gebete hören, kann uns mit ihrer mütterlichen Freundlichkeit helfen und 
ist uns gegeben, wie der Herr sagte, als eine Mutter, zu der wir uns in jedem Augenblick wen-
den können. Sie hört uns immer zu, ist uns immer nahe und besitzt als Mutter des Sohnes An-
teil an der Macht des Sohnes und seiner Gottheit." 
Gott mehr gehorchen als den Menschen 
In all diesen Entwicklungen wird der Vers in Apostelgeschichte 5, 29 wichtige Bedeutung 
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erlangen: Man muß Gott mehr gehorchen als den Menschen. Zwar wollen wir nach Römer 13 
gehorsame und treue Untertanen der Obrigkeit sein, aber die Bibel lehrt uns auch die Grenze 
dieses Gehorsams. 
Wir sollen nicht einfach die Köpfe in den Sand stecken, sondern Widerstand leisten, so lange 
es noch möglich ist. Und wenn sie uns ins Gefängnis stecken, dann sollen wir auch dazu be-
reit sein.  
Janet Folger ruft in ihrem Buch "The Criminalization of Christianity" dazu auf, solange es 
noch Zeit ist, Einfluß zu nehmen in den Schulen, in Gesetzgebungen, in Massenmedien, den 
Wissenschaften, auf musikalischem Gebiet, auch zusammenzuarbeiten, so weit es möglich ist, 
aber nicht um den Preis der Wahrheit. Ich bin nicht für eine große Koalition aller Konfessio-
nen, wie es manche jetzt propagieren, aber für ein Zusammenstehen derer, die wirklich wie-
dergeboren sind durch den Geist Gottes, auch bei allen Unterschieden, die es in einzelnen 
Lehrfragen gibt. 
Und vor allem: Wir sollten uns abwenden von einer Abwehrhaltung hin zu einer offensiveren 
Haltung. Janet Folger schreibt: "Immer wieder werden die Begriffe uns übergestülpt. Wir 
werden als engstirnig hingestellt, als intolerant, als vorgestrig, als gesetzlich, und die anderen 
präsentieren sich dar als fortschrittlich, als modern, als tolerant, als pluralistisch."  
Nein, wir sollen ganz klar sagen, daß wir nur das Beste vertreten, daß wir die beste Botschaft 
haben für die Menschen, damit sie wirklich heil werden und auch ins Reine kommen mit 
Gott, und damit auch ihr eigenes Leben wieder eine ganz neue Basis bekommt durch unseren 
Erlöser und HERRN Jesus Christus. Möge Gott der HERR uns dazu noch Zeit und Gnade 
schenken. Und möge uns der HERR Jesus Kraft schenken, wenn es einmal wieder auch für 
uns etwas kosten sollte, Christ zu sein.<< 
Der SPD-Politiker Günter Verheugen (1999-2010 EU-Kommissar) erklärte im Jahre 2010 in 
der ZDF-Talkshow "Maybrit Illner" (x353/77): >>… Wir sollten bitte nicht vergessen - dieses 
ganze Projekt "Europäische Einheit" ist wegen Deutschland notwendig geworden. Es ging 
immer dabei (sic!), Deutschland einzubinden, damit es nicht zur Gefahr wird für andere. Das 
dürfen wir in diesem Land nicht vergessen. Wenn Sie glauben, daß das 65 Jahre nach Kriegs-
ende keine Rolle mehr spielt, dann sind Sie vollkommen schief gewickelt. Ich kann Ihnen 
nach 10 Jahren Brüssel sagen: das spielt jeden Tag noch, jeden Tag noch eine Rolle.<< 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Juni 2011 über die 
Folgen der sog. Wiedervereinigung (x878/...): >>Europa und das deutsche "nationale In-
teresse" 
... Der Euro und die Wiedervereinigung 
Die Wiedervereinigung stellte die Nachkriegsordnung und damit die bisher bestehenden 
Grundlagen der europäischen Einigung in Frage. Der Präsident Frankreichs, Mitterrand, 
machte seine Zustimmung zur deutschen Einheit von der Aufgabe deutscher Souveränität in 
Gestalt der D-Mark und der Einbindung Deutschlands in einen europäischen Währungsver-
bund abhängig. Die USA bestanden auf einem Verbleib Gesamtdeutschlands in der NATO, 
was auch eine fortbestehende signifikante US-Truppenpräsenz in Deutschland bedeutete. 
Zwar wird der Zusammenhang zwischen Wiedervereinigung und Aufgabe der D-Mark zu 
Gunsten des Euro immer wieder bestritten, aber er ist so offenkundig, daß sich eine Diskussi-
on nicht lohnt. Bundeskanzler Helmut Kohl hat mit seinem außerordentlichen historischen 
Verständnis diese Zusammenhänge in den entscheidenden Jahren 1989/1990 gesehen und 
entsprechend gehandelt. Er tat dies im deutschen nationalen Interesse, denn ohne diese Kon-
zession wäre die Wiedervereinigung nicht zu haben gewesen. ...<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 33 berichtete am 16. August 2011: 
>>Unsere freiheitliche demokratische Grundordnung ist in Gefahr 
Ein Interview von Jürgen Elsässer, Magazin "Compact", mit Prof. Dr. Karl Albrecht Schacht-
schneider über die verschiedenen "Euro-Rettungsschirme"*  
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Jürgen Elsässer: Sie haben zusammen mit Kollegen der Volkswirtschaftslehre Verfassungsbe-
schwerde gegen die sogenannte Griechenland-Hilfe und den vorläufigen "Rettungsschirm" 
eingelegt. Inwiefern sehen Sie die deutsche Verfassung, die deutsche Demokratie bedroht?  
Karl Albrecht Schachtschneider: Es geht um einen Euro-Rettungsversuch, der wirtschaftlich 
schlechterdings nicht leistbar ist. Die Beträge, für die Deutschland einzustehen sich verpflich-
tet hat, sind nicht zu bezahlen. Sie gehen über die Kräfte unseres Staates. 
Jürgen Elsässer: Aber es geht doch nicht um Zahlungen, sondern lediglich um Bürgschaften? 
Karl Albrecht Schachtschneider: So heißt es. Es geht angeblich nur um Gewährleistungen. 
Aber der Rettungsfonds, der gemeinschaftlich von den Euro-Staaten eingerichtet wurde, muß 
die Gelder, die als Kredite zur Verfügung gestellt werden, an den Kapitalmärkten aufnehmen. 
Wenn der Kreditnehmer, insbesondere Griechenland, sie nicht zurückzahlen kann, stehen die 
Bürgen, deren größter Deutschland ist, in der Zahlungsverpflichtung.  
Der bisher eingerichtete temporäre Euro-Rettungsschirm bringt unseren Staat mit 123 Milli-
arden Euro in Haftung, der bereits zur Verabschiedung anstehende permanente "Rettungs-
schirm", der Europäische Stabilitätsmechanismus ESM, belastet Deutschland mit 190 Milliar-
den Euro. Mittlerweile wird überlegt, das Kapital des ESM von 750 Milliarden Euro auf 1,5 
Billionen Euro zu verdoppeln, der deutsche Anteil stiege also auf 380 Milliarden Euro. Das 
erscheint geboten, weil nunmehr auch Italien, die drittgrößte Volkswirtschaft der Europäi-
schen Union, wegen seiner Verschuldung ins Visier der Rating-Agenturen geraten ist. Es ist 
unvorstellbar, daß Deutschland die Versprechen erfüllen kann. 190 Milliarden Euro sind fast 
zwei Drittel eines Bundeshaushaltes.  
Jürgen Elsässer: Müssen wir nicht solidarisch sein mit den Griechen?  
Karl Albrecht Schachtschneider: Das Geld kommt den Griechen überhaupt nicht zugute. Es 
wird den Gläubigern Griechenlands weitergereicht, den großen Banken, Versicherungen, 
Fonds. So wie heute die Griechen genötigt werden, zum Schuldendienst einen Teil ihrer Ein-
kommen zu opfern, so wird man morgen uns Deutsche zwingen, mit unserem Vermögen für 
den Rettungsfonds zu haften. Das ist das Diktat der Finanzmärkte über die Staaten und Völ-
ker. Unsere Demokratie, unser Rechtsstaat und unser Sozialstaat werden ruiniert.  
Jürgen Elsässer: Inwiefern?  
Karl Albrecht Schachtschneider: Die diversen Euro-Rettungspakete sind in keiner Weise de-
mokratisch legitimiert. Sicherlich, der Bundestag hat jeweils zugestimmt, aber entgegen Ver-
trag und Verfassung.  
Darum geht es wesentlich in unserer Verfassungsklage: Der Bundestag hat das Recht, das 
Volk zu vertreten - jedoch nur im Rahmen des Grundgesetzes. Aber mit der Zustimmung zu 
den Rettungspaketen hat das Parlament die Verfassung in mehrfacher Weise gebrochen.  
Denken Sie an die Eigentumsgewährleistung: Das Eigentum der Bürger wird vernichtet, wenn 
der Staatshaushalt und damit das Steueraufkommen weit über die Hälfte "verpfändet" werden. 
Der Staat wird sich die Mittel zu Lasten der Vermögen und Einkommen der Bürger beschaf-
fen, auch zu Lasten der Leistungen an die Armen. Die Einnahmen des Staates sind nicht dazu 
da, fremde Staaten zu finanzieren. Das Grundprinzip eines Staatshaushaltes ist die Finanzie-
rung des eigenen Staates.  
Jürgen Elsässer: Die Befürworter sagen, in Notzeiten wie den jetzigen müsse man eben zu 
ungewöhnlichen Maßnahmen greifen. 
Karl Albrecht Schachtschneider: Not kennt kein Gebot, so argumentieren Bundesregierung 
und Bundestag. Sie bemühen einen Artikel aus den Lissabonner Verträgen, der "finanziellen 
Beistand" für einen Mitgliedstaat erlaubt, wenn sich eine Naturkatastrophe oder ähnliches 
ereignet hat. Dieser Artikel kann auch auf Seuchen, Atomunfälle und Terrorakte angewandt 
werden, keinesfalls auf Überschuldungen eines Staates auf Grund langjährigen Überkonsums. 
Im übrigen darf danach nur die Union Beistand leisten, nicht die einzelnen Mitgliedstaaten.  
Was hier als Naturkatastrophe ausgegeben wird, ist der Notstand des Euro und Insolvenz-
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gefahren von Banken usw. Der Euro zählt nicht zu den schützenswerten Gütern unserer Ver-
fassung. Eine Währung ist ein geld- und zahlungspolitisches Instrument, zwar ein sehr wich-
tiges, aber nicht mehr. So hat Deutschland ja auch die Deutsche Mark aufgegeben, die eigene 
nationale Währung, ohne daß es eine Verfassungskrise gegeben hätte.  
Das Bundesverfassungsgericht hat unsere Beschwerde gegen die Euro-Einführung 1998 u.a. 
mit dem Argument abgewiesen, die Eigentumsrechte der Bürger seien nicht gefährdet, weil 
der Euro durch ein strenges Stabilitätsrichtprinzip geschützt sei. Mittlerweile hat sich aber 
herausgestellt, daß das nicht so ist. Aus der Stabilitätsgemeinschaft Euro ist eine Haftungsge-
meinschaft Euro geworden. 
Der Euro wird zum höchsten Gut der Verfassung stilisiert. Damit werden die wirklichen 
Grundsätze der Verfassung ruiniert. Nehmen Sie das Sozialstaatsgebot. De facto erleben wir 
eine Desozialisierung. Um den Euro zu erhalten, müssen die Bürger große und unzumutbare 
Opfer bringen, vor allem die Armen: Die Löhne und Gehälter werden gekürzt, die Renten und 
Pensionen ebenso. Nach unseren Berechnungen haben die Deutschen seit Einführung des Eu-
ro 50 Prozent an Kaufkraft, die sie ohne den Euro hätten, eingebüßt. Hätten wir noch die 
Deutsche Mark, wären die Löhne und Gehälter um 50 Prozent real gestiegen, vor allem, weil 
durch die Aufwertung unserer Währung die Importe billiger wären.  
Der Export hätte darunter nicht gelitten. Das hat er in keiner Aufwertungsphase der DM. Jähr-
lich opfert Deutschland wegen des Euro etwa zehn Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Das 
geht alles zu Lasten der Bevölkerung. Aber die Regierenden nehmen das in Kauf, weil sie 
einen europäischen Großstaat schaffen und die Nationalstaaten auflösen wollen, vor allem 
Deutschland. Wenn den Plänen gemäß die EU um die Türkei und die nordafrikanischen Staa-
ten, auch Israel, erweitert sein wird, wird die Unionsbevölkerung mehr als eine Milliarde 
Menschen umfassen. Damit will man Großmacht neben den USA und China spielen. Vor al-
lem aber wird diese Bevölkerung aus ohnmächtigen Untertanen bestehen, denen jeder Zu-
sammenhalt fehlt.  
Jürgen Elsässer: Auch der Philosoph Jürgen Habermas kritisiert die Demokratiedefizite in 
der EU. Anders als Sie will er diese aber beheben, indem das EU-Parlament aufgewertet 
wird, also eine echte Legislative entsteht, die die Exekutive - die nicht gewählte Europäische 
Kommission - im Zaum hält.  
Karl Albrecht Schachtschneider: Ich bezweifle stark, ob man Habermas als Philosoph be-
zeichnen kann. Er ist Soziologe. Ich kenne keinen Satz von Habermas, den er selbst entwik-
kelt hätte, obwohl ich den Großteil seiner Schriften gelesen und vielfach zitiert habe. Seine 
Diskurstheorie hat er von Apel; den Anstoß hat Kant in der Kritik der reinen Vernunft gege-
ben.  
Jedenfalls ist Habermas kein Demokrat. Er will eine neue Weltordnung ohne die Völker, eine 
entnationalisierte Weltgesellschaft. Das Europa-Parlament kann doch schon allein auf Grund 
der Größe der EU nicht demokratisch sein. Es gibt kein europäisches Volk, das das Subjekt 
einer europäischen Demokratie sein könnte.  
Das Wahlrecht ist nicht egalitär. Die Luxemburger brauchen weniger als 10 Prozent Wähler-
stimmen für einen Parlamentssitz als die Deutschen. Habermas will nicht hinnehmen, daß es 
Völker gibt, und rabuliert statt dessen über die Zivilgesellschaft als politisches Subjekt. Die 
ist für ihn aber nicht mit der Bürgerschaft identisch, sondern besteht aus denen, die sich hin-
reichend einflußreich am politischen Diskurs beteiligen, also aus den selbsternannten Politi-
kern. Das ist Entdemokratisierung der Demokratie, welche mit der Gleichheit in der Freiheit 
aller Bürger steht und fällt. Nur kleine Einheiten, in Europa die Nationen, können demokra-
tisch verfaßt sein. 
Jürgen Elsässer: Wenn Griechenland unter dem Diktat der Sparprogramme unregierbar wird 
- kann es dann auf der Grundlage des Lissabonner Vertrages zu einer EU-Militärintervention 
kommen? 
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Karl Albrecht Schachtschneider: Die Einsatzkräfte stehen bereit, die Polizei- und Gendarme-
rietruppen der EU. Sie werden jeden Aufstand niederschlagen. Das Tötungsverbot wurde 
durch den Lissabon-Vertrag ausgehebelt. Es wird auf Aufständische geschossen werden, so 
wie heute in Libyen und Syrien. Die EU bereitet sich auf die gewaltsame Durchsetzung der 
politischen Zentralisierung vor. 
Jürgen Elsässer: Aber Brüssel kann die Truppen nicht in Griechenland einmarschieren lassen 
ohne Zustimmung der griechischen Regierung, oder? 
Karl Albrecht Schachtschneider: Den EU-Verträgen nach bedarf es der Zustimmung der je-
weiligen Regierung. Aber das ist wohlfeil. Die griechische Regierung vertritt doch schon 
längst nicht mehr das griechische Volk. Wenn sie sich auf die eigene Polizei und die eigene 
Armee nicht mehr verlassen kann, wird sie EU-Truppen ins Land holen. 
Jürgen Elsässer: Entwickelt sich die EU zur Diktatur, oder geht alles im Chaos unter? 
Karl Albrecht Schachtschneider: Das eine ist der Hebel für das andere. Der ökonomische Zu-
sammenbruch gibt die Möglichkeit, diktatorische Verhältnisse aufzurichten. Wir befinden uns 
in der Krise, ob wir in eine Diktatur abgleiten oder nicht. Das Sagen haben schon lange sehr 
kleine Kreise. Die Parteiführer treffen sich auf europäischer Ebene, im Ministerrat oder auf 
EU-Gipfeln. Dort wird entschieden, und die Parlamente wagen nicht mehr zu widersprechen. 
Die wenigen Entscheidungsträger kann man abhängig machen. Die Lobbyisten sind fleißig 
dabei. Wir erleben die faktische Entparlamentarisierung der Entscheidungen und damit die 
Entmachtung der Völker. Das Vehikel ist die Internationalisierung der Politik.  
Mit Sachzwängen werden immer mehr Ermächtigungen für die europäische Exekutive be-
gründet, die überhaupt nicht gewählt ist. Ohne die feudalen Parteienoligarchien wäre das nicht 
möglich. Schuld an dieser Entwicklung ist das Bundesverfassungsgericht, weil es das Partei-
enmonopol mit Zähnen und Klauen verteidigt, etwa mittels der staatlichen Parteienfinanzie-
rung oder des Verhältniswahlsystems mit der Fünf-Prozent-Hürde.  
Die Parteien besetzen das Parlament, und in den Parteien findet systemisch eine Negativ-
Auslese statt, das heißt, die charakterlich Schlechtesten kommen nach oben. Wenn diese im 
Parlament sitzen - meist viele Legislaturperioden -, interessieren sie sich weniger für das Ge-
meinwohl als der normale Bürger.  
Man erinnere sich an eine "Panorama-Sendung" vor Verabschiedung des Verfassungsvertra-
ges, als sieben Abgeordneten acht einfache Fragen zum Vertragsinhalt gestellt wurden. Keine 
einzige der 56 Fragen wurde richtig beantwortet! 
Jürgen Elsässer: Sie fürchten die Herausbildung eines EU-Zentralstaates mit diktatorischen 
Vollmachten. Aber können wir nicht auch das Gegenteil beobachten: Wie Nationalstaaten 
ganz unbekümmert an den EU-Institutionen vorbei ihre eigene Politik machen? Hat nicht 
Frankreich ganz eigenmächtig den Libyen-Krieg begonnen? Hat nicht Dänemark die Grenz-
kontrollen wieder eingeführt? Mit anderen Worten: Scheitert die befürchtete Zentralisierung 
nicht am Tohuwabohu? 
Karl Albrecht Schachtschneider: Das kann durchaus sein. Nur Deutschland steckt ständig zu-
rück. Es definiert gar keine eigenen Interessen mehr. Frankreich dagegen ist sehr selbstbe-
wußt. Nichts geht in der EU gegen Frankreich. Paris sucht den Schulterschluß mit uns nur, 
weil es unsere ökonomische Kraft nutzen will, zum eigenen Vorteil, für die eigene Macht. 
Jürgen Elsässer: Auch dem deutschen Michel mag es nicht so vorkommen, als ob wir uns 
Richtung Diktatur bewegen. Wurde nicht gerade erst von unten, von einer Massenbewegung, 
der Atomausstieg erzwungen?  
Karl Albrecht Schachtschneider: Auch ich bin der Ansicht, daß der Einsatz von Atomkraft 
nicht zu rechtfertigen ist, weil die Sicherheit nicht gewährleistet ist. Mein Bedenken ist aller-
dings, daß der Ausstieg zur weiteren Schwächung der deutschen Wirtschaft führt, und das ist 
das Kalkül bestimmter Kräfte: die Schwächung Deutschlands, um den europäischen Obrig-
keitsstaat durchzusetzen. 
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Jürgen Elsässer: Wenn die Gefahr der Abschaffung der Demokratie droht, hat jeder Bürger 
das Recht zum Widerstand - so steht es in Artikel 20, Absatz 4 des Grundgesetzes. Ist der 
Zeitpunkt gekommen? 
Karl Albrecht Schachtschneider: Allemal. So habe ich auch Anfang Juli vor dem Bundesver-
fassungsgericht argumentiert: Unsere freiheitliche demokratische Grundordnung ist in Gefahr. 
Durch die Griechenland- und Euro-Rettungsaktionen werden wichtige Rechtsgrundsätze rui-
niert, wie etwa die Eigentumsgewährleistung, das Sozialstaatsprinzip, das Rechtsstaatsprinzip. 
Die demokratischen Institutionen werden entmachtet, und es gibt keine Gewaltenteilung 
mehr. 
Jürgen Elsässer: Sie meinen die starke Stellung der EU-Kommission, die die Gesetze nicht 
nur ausführt, sondern an Stelle des Parlaments gleich selbst formuliert? 
Karl Albrecht Schachtschneider: Nicht nur. Es geht auch um den Europäischen Gerichtshof, 
der über Leiturteile Unionsrecht mit großer praktischer Wirkung für alle Mitgliedstaaten defi-
nieren kann, obwohl er genausowenig demokratisch legitimiert ist wie die EU-Kommission. 
Jedenfalls hat diese politische Ordnung mit unserer freiheitlich demokratischen Grundord-
nung längst nichts mehr zu tun, und deshalb hat jeder Bürger nach dem Grundgesetz das 
Recht zum Widerstand. Damit will ich nicht zum Kampf mit Kalaschnikows aufrufen, das 
würde auch nichts bringen. Es geht um Demonstrationen, Wahlenthaltung oder die Wahl frei-
heitlicher Parteien. Dieser Prozeß ist in den Ländern um uns herum im vollen Gange, er wird 
schließlich auch auf Deutschland übergreifen. 
"Jährlich opfert Deutschland wegen des Euro etwa zehn Prozent des Bruttoinlandsproduktes. 
Das geht alles zu Lasten der Bevölkerung. Aber die Regierenden nehmen das in Kauf, weil 
sie einen europäischen Großstaat schaffen und die Nationalstaaten auflösen wollen, vor allem 
Deutschland. Wenn den Plänen gemäß die EU um die Türkei und die nordafrikanischen Staa-
ten, auch Israel, erweitert sein wird, wird die Unionsbevölkerung mehr als eine Milliarde 
Menschen umfassen. Damit will man Großmacht neben den USA und China spielen. Vor al-
lem aber wird diese Bevölkerung aus ohnmächtigen Untertanen bestehen, denen jeder Zu-
sammenhalt fehlt." 
* Erstveröffentlichung in Compact, Ausgabe 8/2011<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 42 berichtete am 17. Oktober 2011: 
>>Die EU ist sehr wohl eine Fehlkonstruktion  
von Tito Tettamanti  
Die EU ist nicht nur wenig demokratisch, ihre Mängel werden auch durch immer neue Zen-
tralisierung übertüncht. Das verhöhnt die Diversität Europas.  
Der Baumeister der Europäischen Union (EU), Jean Monnet (1888-1979), war ein begabter 
Technokrat und ein tüchtiger Geschäftsmann, vor allem aber war er Franzose. Wenn ihm et-
was am Herzen lag, dann der Glanz und die Macht seines Heimatlandes. 1870/71 hatten die 
deutschen Truppen Frankreich geschlagen. Und so wäre es auch geschehen im Ersten und 
Zweiten Weltkrieg, hätten die Alliierten nicht interveniert. 
Monnet war schon während des Ersten Weltkrieges zum Schluß gekommen, daß Frankreich 
nur im Zusammenschluß mit anderen Staaten seine Bedeutung bewahren konnte. 1919 setzte 
Frankreich mit dem Versailler Vertrag aber noch einmal auf die nationale Karte. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg schlug Monnets Stunde. Die Engländer hielten sich vorerst zwar vornehm 
zurück, weil sie sich nicht zwischen Amerika und Kontinentaleuropa entscheiden konnten. 
Die Deutschen jedoch ergriffen die Gelegenheit, wieder salonfähig zu werden. Ein solch grö-
ßerer Verbund, dachte Monnet, würde Frankreichs prekäre Stellung nach dem Krieg nachhal-
tig stärken. 
Als Sohn einer aufklärerischen Kultur glaubte Monnet, daß diese von ihm konzipierte Kon-
struktion es einer fähigen und kompetenten Bürokratie (nach dem Vorbild der französischen) 
erlauben würde, durch entsprechende Pläne (wiederum die Aufklärung) die Realität in die 
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gewünschte Richtung zu formen. Der wahre Geniestreich Monnets bestand aber darin, auf 
einen Gesamtplan zu verzichten und von Utopisten wie Graf Coudenhove-Kalergi und Altiero 
Spinelli Abstand zu nehmen. Statt dessen setzte Monnet zur europäischen Vergemeinschaf-
tung auf kleine Schritte, die nie das eigentliche ferne Ziel der vollständigen Integration verrie-
ten. Diese scheinbar harmlosen Schritte erzwangen immer neue Integrationsmaßnahmen, so 
daß ein schier unaufhaltsamer Prozeß in Gang gesetzt wurde.  
Eine Konstruktion von oben herab  
Das Ergebnis war eine von oben geschaffene und ungenügend demokratisch abgestützte 
Struktur. Wir blicken auf eine schwerfällige Kommission mit heute 27(!) Kommissaren, er-
nannt und nicht gewählt; auf 37 Generaldirektoren mit fast unbegrenzten Kompetenzen, auf 
einen Ministerrat, die Vertretung der Regierungen der Mitgliedstaaten, in der Frankreich und 
Deutschland dominieren; auf ein Parlament mit 785 Mitgliedern und mit wenigen Befugnis-
sen, das eher Demokratie vorspielt, als sie wirklich auszuüben; auf den Europäischen Ge-
richtshof in Luxemburg und den Europäischen Rechnungshof, der in den letzten 14 Jahren nie 
imstande war, die Rechnung der EU abzunehmen und die korrekte Verwendung der Mittel zu 
attestieren. Wenn man sich vor diesem Hintergrund noch die rund 120. 000 Seiten des "Ac-
quis communautaire" vor Augen hält, dann erscheint die Macht der Bürokratie besorgniserre-
gend. 
Man sieht die Fehlkonstruktion aber auch am Wirrwarr der Kompetenzen, an der Verwi-
schung der Verantwortlichkeiten. 
Zum Beispiel gibt es in der EU drei Präsidenten in Konkurrenzstellung: den Premierminister 
oder Präsidenten jenes Mitgliedlandes, das die sechsmonatige Präsidentschaft der EU innehat. 
Den Präsidenten der Kommission (heute Barroso) sowie den Präsidenten der EU, eine mit 
dem Vertrag von Lissabon neu geschaffene Position (Van Rompuy). 
In seinem Buch "Wer regiert die Welt?" (Frankfurt 2011) schildert Ian Morris, wie es dazu 
kam, daß die vergleichsweise kleinen Staaten Europas in der zweiten Hälfte des vergangenen 
Jahrtausends das mächtige bürokratische chinesische Reich zu übertreffen vermochten. War-
um? Weil in Europa stets Wettbewerb herrschte, oft Streitigkeiten, oft auch Krieg, aber immer 
Vielfalt. Diese Konkurrenz der Systeme hat es den Europäern erlaubt, die Welt zu erobern. 
Die EU ist ein Konglomerat, das der eher ambivalent zu beurteilenden Tradition des französi-
schen Zentralismus entspricht und damit die Diversität Europas demütigt. Zu Recht hat der 
deutsche Schriftsteller Hans Magnus Enzensberger in einem seiner neuesten Werke die EU 
als "sanftes Monster Brüssel" bezeichnet (Berlin 2011). 
Das klassische Beispiel einer Fehlkonstruktion ist der Euro. Hunderte von Ökonomen hatten 
von seiner Bildung abgeraten und vorhergesagt, daß eine einzige Währung für so unterschied-
liche Volkswirtschaften in eine Krise führen würde. Die Einführung des Euro folgte durchaus 
der Tradition der "Monnet-Methode": Man sprach von Währungsunion, aber im Hinterkopf 
zielte man darauf ab, die Voraussetzungen zu schaffen, um die politische Union unerläßlich 
zu machen. Man war sich in Brüssel nur allzu bewußt, daß der Euro früher oder später Span-
nungen erzeugen mußte.  
Diese absehbare Krise sollte genutzt werden, um nachher mehr "Europa" zu verlangen, weite-
re Vorschriften zu erlassen und stärker zu zentralisieren. Genau das beobachten wir heute. 
Schon spricht man von einem europäischen Finanzminister und einem gemeinsamen Wirt-
schaftsministerium.  
Der späte Fluch der bösen Tat  
Als es um die Implementierung des Euro ging, erhielten die Eurokraten Schützenhilfe einzel-
ner Staaten. Es störte Paris, daß die D-Mark faktisch die Leitwährung Europas war, es war 
Paris zuwider, immer wieder Opfer zu erbringen, um den Wert des Franc gegenüber der D-
Mark zu verteidigen. Weil Deutschland die Wiedervereinigung anstrebte, gab es den Wün-
schen der Franzosen nach. Der Euro wurde geschaffen. Das Resultat ist bekannt. Dank tiefen 
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Zinsen verschuldete sich Europas Süden dermaßen, daß nun der Zusammenbruch des Euro 
droht. Jetzt wird dafür die Rechnung präsentiert, die offizielle Reaktion aber - wie es zu er-
warten war - lautet: noch mehr Brüssel.  
Jeder hat das Recht auf eine eigene Meinung. Wer sich aber für liberal und demokratisch hält, 
kann zu keinem anderen Schluß kommen, als daß die heutige EU eine Fehlkonstruktion ist. 
Schlimmer: eine gefährliche Konstruktion.  
Tito Tettamanti ist Financier und besitzt namhafte Beteiligungen an in- und ausländischen 
Firmen. Der Tessiner Alt-Regierungsrat (CVP) war Investor bei Verlagsgeschäften, zuletzt 
bei der Basler Zeitung Medien AG.  
Quelle: Neue Zürcher Zeitung vom 12.10.2011<< 
 


